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Kritische Bilanz der Landesfinanzen
„Wie bewerten Sie die finanzielle Lage von Baden-Württemberg, die Einnahmen 
und die Schulden: Ist die finanzielle Lage Ihrer Meinung nach zurzeit ...“

weniger/gar nicht gut (sehr) gut

August 2022

Bevölkerung insgesamt

Februar 202554% 35%

Männer49% 41%
Frauen58% 30%

Eigene wirtschaftliche Lage
(sehr) gut40% 52%
es geht59% 26%

(eher) schlecht72% 19%

BZ-Grafik/Miriam Hinze
Quelle der Grafiken: Allensbacher Archiv, IfD-Umfragen, zuletzt 6184/IVBasis: Baden-Württemberg, Bevölkerung ab 18 Jahre 

36% 47%

BaWü-
Check

BaWü-Check zu Finanzen und Wohlstand

■ Von Miriam Hinze und
Ronny Gert Bürckholdt

Die Menschen in Baden-Württemberg
halten ihre eigene finanzielle Lage für
besser als die der Allgemeinheit. Wäh-
rend 54 Prozent der Befragten im BaWü-
Check die Staatsfinanzen des Landes für
weniger gut oder gar nicht gut halten, be-
werten 20 Prozent ihre persönliche finan-
zielle Lage als eher schlecht oder schlecht
(Grafik oben). Das Urteil über die Staatsfi-

nanzen hängt dabei stark von der eigenen
Lage ab: Wer materiell darbt, glaubt eher,
dass das auch für die öffentliche Hand gilt.

Das Konsumklima ist hierzulande seit
Längerem eingetrübt (wegen der zeitwei-
ligen Hochinflation und diverser Krisen),
was die Wirtschaft insgesamt bremst. Der
BaWü-Check zeigt, wo sich die Bürger
konkret einschränken. Sehen sie sich
zum Sparen genötigt, tun sie das eigenen
Angaben zufolge zuerst bei Restaurantbe-
suchen und bei Urlaubsreisen.

Indes zeigt sich: Obwohl zahlreiche
Menschen die finanziellen Nöte des Staa-
tes erkennen, erwarten sie von ihm unge-
brochen in vielen Bereichen, dass er
mehr Geld ausgibt, also mehr investiert –
und dies auch in ohnehin besonders kost-
spieligen Sektoren: zuvorderst in Kran-
kenhäusern, Schulen, Kitas, für Stra-

ßen, Polizei, Wohnungsbau und ÖPNV.
Die Erwartungshaltung an den Staat ist
auch bei den Antworten auf die Frage zu
sehen, welche konkreten Sparmaßnah-
men vor Ort akzeptabel seien. Kein Ein-
schnitt findet mehr als 35 Prozent Zu-
stimmung; 28 Prozent der Bürger lehnen
alle Einsparungen rundum ab.

Eine größere Unterstützung fände es,
wenn der Rotstift an anderer Stelle und
nicht konkret im eigenen Lebensumfeld
angesetzt würde: 66 Prozent der Befrag-
ten wollen generell die Privilegien der
Beamten abschaffen, nur 23 Prozent wol-
len sie bewahren. Zu diesen Privilegien
gehören die staatliche Pension und dass
Beamte keine Renten- und Arbeitslosen-
beiträge zahlen. Bemerkenswert: Je älter
die Befragten sind, desto eher wollen sie
das Beamtenprivileg kippen. Bei den über

60-Jährigen sind es 74 Pro-
zent, bei den 18- bis 29-

Jährigen nur 42 Pro-
zent.

Wo investieren, wo sparen?
„In welchen Bereichen sollte Baden-Württemberg mehr Geld ausgeben, 
und in welchen Bereichen sparen?“

SparenMehr Geld ausgeben

Gesundheitseinrichtungen 93% 7%

Ausstattung von Schulen 91% 9%

Kindergärten, Kindertagesstätten 86% 14%

Ausstattung der Polizei 81% 19%

Ausbau von Straßen oder Bahnstrecken 81% 19%

Wohnungsbau 76% 24%

Öffentlicher Nahverkehr 73% 27%

Öffentliche Einrichtungen 70% 31%

Wirtschaftsförderung 62% 39%

Lokale Klimaprojekte 47% 53%

Unterstützung von Sportvereinen 44% 56%

Kultureinrichtungen 41% 59%

Der klamme Staat soll dennoch viel leisten
Der neue BaWü-Check belegt
die hohen Erwartungen der
Bürger an die öffentliche Hand.
Und er zeigt, wo sie sich selbst
finanziell einschränken.

Der BaWü-Check ist eine regelmäßig
durchgeführte Umfrage der Tages-
zeitungen in Baden-Württemberg.
Die Zeitungsverlage arbeiten dafür
mit dem Institut für Demoskopie
Allensbach zusammen, das zu den
namhaftesten Umfrage-Instituten
Deutschlands gehört. Für diese 22.
Auflage beantworteten zwischen
5. und 14. Februar 1022 ausgewähl-
te Bürgerinnen und Bürger einen
Onlinefragebogen. Die Ergebnisse
sind repräsentativ für die Gesamt-
heit der Bevölkerung im Land.

■ Von Bernd Kramer

Noch bleibt der EU das Schicksal von
Kanadiern, Mexikanern und Chinesen
erspart. Bislang hat Zoll-Fan Donald
Trump noch keine offizielle Entschei-
dung über neue Zölle auf US-Importe
aus der EU getroffen. Gedroht hat der
Politiker vor Kurzem jedoch schon: „Es
werden 25 Prozent sein... und zwar
für Autos und alle anderen Dinge.“ Die
Worte sollte man ernst nehmen. Auch
gegenüber Kanada und Mexiko ließ
Trump seinen markigen Ankündigun-
gen zu Zöllen Taten folgen.

Die EU ist deshalb gut beraten, sich
schon jetzt Gedanken darüber zu ma-
chen, wie man auf mögliche US-Im-
portabgaben reagiert. Das wird in Brüs-
sel auch schon getan. Am erfolgver-
sprechendsten ist eine Strategie, die
Härte und Bauchpinseln gegenüber
Trump miteinander vereint. Vorbild
könnte das Vorgehen des britischen
Premiers Keir Starmer sein. Trump
sagte, die USA könnten von Zöllen auf
britische Waren Abstand nehmen. Zu-
vor hatte Starmer dem eitlen US-Prä-
sidenten eine Einladung von König
Charles für einen Staatsbesuch in Groß-
britannien übermittelt. Starmer ist
keinesfalls ein Weichei. So gehört er
zu den härtesten Unterstützern der
Ukraine.

Auch Königshäuser aus der EU könn-
ten Einladungen ans Weiße Haus ver-
schicken. Entscheidend ist aber, dass

US-Importzölle

Auge um Auge,
Zahn um Zahn

die EU ohne Moralgerede und rheto-
risches Getöse Trump klar macht, was
die USA mit der Einführung von Zöllen
verlieren könnten. In einem zweiten
Schritt sollten die Europäer keinen
Zweifel daran lassen, dass sie vor har-
ten Gegenmaßnahmen nicht zurück-
schrecken. Auf US-Zölle müssen EU-
Gegenzölle folgen. Wer wie Trump
nach dem Gebot der Stärke handelt,
kann nur mit eigener Stärke im Zaum
gehalten werden. Die EU ist mit ihren
449 Millionen Einwohnern alles an-
dere als ein Zwerg. Zum Vergleich: In
den USA leben mehr als 340 Millionen
Menschen. Viele US-Unternehmen
verdienen in Europa gutes Geld. Wird
ihr Marktzugang eingeschränkt, leiden
die USA.

Die Wirtschaft könnte zur Schwach-
stelle Trumps werden. An den US-Bör-
sen ist man über den Handelsstreit
nicht erfreut. Es gab Kursverluste. An
der Höhe der Kurse macht Trump je-
doch den Erfolg seiner Wirtschaftspoli-
tik fest. Einfuhrzölle werden auch die
Inflationsrate in den USA steigen las-
sen. Ein Grund, warum sich viele US-
Amerikaner bei der US-Wahl für den
jetzigen US-Präsidenten entschieden,
war die in Folge der Pandemie höhere
Geldentwertung. Sinkt die Kaufkraft
des Dollars im eigenen Land, könnte
dies das Vertrauen der Amerikaner in
Trump massiv bröckeln lassen. Im Wirt-
schaftsleben schätzt man Verlässlich-
keit und Berechenbarkeit, weil sie
Investitionssicherheit mit sich bringen.
Deshalb hat die regelbasierte Welthan-
delsordnung, mit der jetzt gebrochen
wird, für Wohlstand gesorgt. Die jetzige
Wirtschaftspolitik der USA wider-
spricht aber diesen Grundsätzen. Sie
ist unkalkulierbar – so wie Trump.

L E I T A R T I K E L

Wo sich die Bevölkerung 
einschränkt
„Gibt es Bereiche, in denen Sie sich 
persönlich derzeit einschränken?“

Restaurantbesuche

Besuch von Veranstaltungen,
Freizeitaktivitäten

Heizen

Stromverbrauch
Genussmittel wie Alkohol,

Süßigkeiten, Zigaretten

Autofahren, beim Spritverbrauch

Kauf von Lebensmitteln

Hobbys

60%

Urlaub, Reisen 50%
Kauf von Kleidung 47%

47%

42%

42%

37%

36%

36%

27%

Der BaWü-Check

Eigene wirtschaftliche Lage
„Wie beurteilen Sie Ihre eigene 
wirtschaftliche Lage?“

Sehr gut (4%)

Gut 
(37%)

Schlecht (6%)

Eher 
schlecht 

(14%)

Es geht 
(39%)

Großveranstaltungen, z.B. Stadtfeste absagen 35%
Einschränkung Öffnungszeiten

von Ämtern, Behörden 33%

Theater werden geschlossen 25%
Keine öffentliche Förderung von Vereinen,

sozialen Einrichtungen 19%

Ganztagsbetreuung an Schulen einschränken 14%

Büchereien werden geschlossen 14%
Investitionen in Straßenbau und

Infrastruktur zurückstellen 13%

Schwimmbäder werden geschlossen 10%

Einschränkungen im öffentlichen Nahverkehr 9%
Kindergärten, Kindertagesstätten

schränken die Betreuungszeiten ein 7%

Fände nichts davon akzeptabel 28%

„Welche der folgenden Sparmaßnahmen fänden Sie bei Ihnen vor Ort, 
in der Region akzeptabel?“

Wenig Unterstützung für Sparmaßnahmen vor Ort

zen

g 

ich 
?“

Die EU muss auf
US-Importzölle mit
Gegenzöllen reagieren

Persönliches Exemplar für bzcampus


